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Fluchtgründe

Agricultural Work Commitees Jordan Valley.

Zwei der aktuell betroffenen Organi-
sationen sind medico-Partnerinnen: die 
Union of Agricultural Work Committees 
(UAWC) und die Menschenrechtsorgani-
sation Al Haq.

Die UAWC unterstützt palästinensische 
Bauern- und Hirtenfamilien unter ande-
rem mit Know-how und Saatgut, beim 

sourcen anstreben. So soll die verblie-
bene palästinensische Bevölkerung aus 
rund 60 Prozent der besetzten West Bank 
nach und nach verdrängt werden. In jenen 
C-Gebieten sind die Palästinenser:innen 
gegenüber den völkerrechtswidrig ange-
siedelten Bürger:innen Israels längst in der 
Minderheit.

Mit der Intensivierung der Angriffe in den 
letzten Jahren und der seit geraumer Zeit 
offen zutage tretenden direkten Beteili-
gung israelischer Regierungsstellen wie 
des inzwischen stillgelegten „Ministeri-
ums für strategische Angelegenheiten und 
öffentliche Diplomatie“ sind die Vorwürfe 
zu einem echten Politikum geworden. Die 
Äußerungen beschädigender Anschuldi-
gungen sind nicht mehr nur die Meinun-
gen einzelner nationalistischer Organisa-
tionen, die mitunter von denselben Kräf-
ten unterstützt werden wie die Siedler-
bewegung selbst, sondern sie sind zu dip-
lomatischen Akten geworden, zu offiziel-
len außenpolitischen Handlungen des isra-
elischen Staates, mit denen er versucht, 
die Beziehungen Deutschlands und ande-
rer Staaten zu den progressiven Teilen der 
palästinensischen Gesellschaft zu kontrol-
lieren und zu beschädigen.

Palästinensische 
Menschenrechte? 
Schon länger unpopulär

Auch andere Organisationen dokumen-
tieren seit Jahrzehnten Menschenrechts-
verletzungen und (mögliche) Verbrechen 
der israelischen Streitkräfte und des Staa-
tes. Die israelische B’Tselem und der in 
Gaza ansässige medico-Partner Al Mezan 
Center for Human Rights leiteten jah-
relang stetig Informationen über kon-
krete Verdachtsfälle von Verbrechen der 
Armee dem israelischen Militärgeneralan-
walt zu, teilten Zeugenaussagen und stell-

Mit Willkür zum Schweigen

Kriminalisierung von palästinensischen Menschen-
rechtlern in den besetzten Gebieten

Riad Othman

Im globalen Trend: Israel 
hat sechs palästinensische 
Nichtregierungsorganisa-
tionen zu Terrorgruppen 
erklärt. Die Versuche, 
palästinensische Organi-
sationen so zu delegitimie-
ren, haben Tradition im 
Konflikt.

Bau von Bewässerungsleitungen und 
Regensammelbecken zur landwirtschaftli-
chen Nutzung sowie mit Rechtsbeistand, 
falls die israelische Besatzungsverwaltung 
Land enteignen will. UAWC ist außerdem 
Teil der internationalen Landarbeiter- und 
Bauernbewegung Via Campesina und setzt 
sich für das Recht von Menschen ein, den 
Zugang zu den eigenen Ressourcen und 
deren Nutzung zu kontrollieren. Al Haq 
dokumentiert Menschenrechtsverletzun-
gen und Völkerrechtsbrüche. Ihre Arbeit 
befasst sich mit (möglichen) Verbrechen 
israelischer und palästinensischer Organe.

Cui bono?
Unsere Partner und die anderen betrof-
fenen Organisationen, die mit friedlichen 
Mitteln in einem politischen Konflikt agie-
ren, kommen mit ihrer Arbeit regelmäßig 
den Interessen der Siedlerbewegung und 
der israelischen Armee in die Quere, die 
eine weitere Landnahme und die uneinge-
schränkte Kontrolle des Zugangs zu Res-
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Erklärung der Vertretung der Vereinten Nationen 
und Koordinatorin für humanitäre Hilfe, Lynn 
Hastings, zur israelischen Bezeichnung von 
Organisationen der Zivilgesellschaft in den besetz-
ten palästinensischen Gebieten

Ich bin besorgt über die jüngste Benennung von sechs 
palästinensischen Menschenrechts- und humanitären 
Organisationen durch das israelische Verteidigungsminis-
terium im Rahmen des Anti-Terror-Gesetzes von 2016 
und über die entsprechenden Anschuldigungen.

Diese Benennungen verstärken den Druck auf zivilgesell-
schaftliche Organisationen in der gesamten palästinensi-

schen Region und haben das Potenzial, ihre humanitäre, entwicklungspolitische 
und menschenrechtliche Arbeit ernsthaft zu untergraben. 

In dieser Angelegenheit stehe ich in Kontakt mit den israelischen Behörden, um 
mehr über die Anschuldigungen zu erfahren.

ten weitere Dokumentation zur Verfü-
gung, um eine interne Strafverfolgung auf 
nationaler Ebene zu ermöglichen. Dies 
hat in nahezu keinem Fall zu Gerechtig-
keit für die Opfer, ja in den meisten Fällen 
nicht einmal zur Eröffnung von Untersu-
chungen geführt. B’Tselem gab deshalb im 
Mai 2016 bekannt (https://bit.ly/3H7olh6), 
die Zusammenarbeit mit dem Strafverfol-
gungssystem des israelischen Militärs ein-
zustellen. Al Mezan hat bis auf den heu-
tigen Tag diese Praxis nicht aufgegeben, 
auch deshalb nicht, weil sie für Opfer in 
Gaza ein direkter Ansprechpartner sind 
und jede Möglichkeit nutzen wollen, um 
Gerechtigkeit für sie zu erlangen.

Mit dem Beitritt Palästinas zum Römi-
schen Statut im Januar 2015, knapp ein 
halbes Jahr nach dem Gaza-Krieg 2014, 
wurde der zusätzliche Weg frei, mit dem 
Gang nach Den Haag Gerechtigkeit vor 
dem Internationalen Strafgerichtshof zu 
suchen. Hierfür gilt das sogenannte Sub-
sidiaritätsprinzip: Nur wenn vor örtli-
chen Gerichten der Rechtsweg nach-
weislich ausgeschlossen oder von diesen 
faire Verfahren nicht zu erwarten sind, 
kann sich der Internationale Strafgerichts-
hof überhaupt solcher Fälle annehmen. 
Und daran arbeiteten beide medico-Part-
ner, Al Mezan und Al Haq. Wir täten gut 
daran, uns genau zu erinnern, dass diese 
beiden Menschenrechtsorganisationen 
just in jener Zeit von einer bedrohlichen 
Verschärfung der Kampagnen gegen ihre 
Arbeit bis hin zu Morddrohungen berich-
teten (https://bit.ly/3kodjKR). Der Einsatz 
für palästinensische Menschenrechte war 
schon damals nicht beliebt.

Von bedrohlichen Kampagnen waren übri-
gens nicht nur unsere palästinensischen, 
sondern auch unsere israelischen Partner-
organisationen betroffen. Kampagnen gegen 
Organisationen wie Breaking the Silence 
wurden auch von Mitgliedern des israeli-
schen Kabinetts mitgetragen und öffentlich 
verstärkt. Nestbeschmutzer und Landesver-
räter die einen, Terroristen die anderen.

Divide and Rule 
Die Strategie, sich der Diskussion berech-
tigter Anliegen der politischen Gegner 
zu entziehen, indem sie unterschiedslos 
mit Terror gleichgesetzt werden, ist kein 
Alleinstellungsmerkmal israelischer Regie-
rungen, aber sie ist dort seit Jahrzehnten 
methodisch benutzt worden. Das bedeu-
tet nicht, dass es keinen palästinensischen 
Terror gegeben hätte; natürlich gab es 
den. Es bedeutet im gegebenen Kontext 

aber vor allen Dingen, dass die politische 
Organisation der unterworfenen Bevöl-
kerung unterbunden werden sollte – und 
zwar unabhängig von der Gewaltbereit-
schaft der jeweiligen Organisationsform. 

Dabei sollten wir nicht vergessen, dass die 
israelische Regierung ständig mit „Terroris-
ten“ verhandelt und Abkommen mit ihnen 
unterzeichnet hat: Das israelische Justiz-
ministerium und das Verteidigungsministe-
rium führen die PLO ebenso wie die Fatah 
bis auf den heutigen Tag in ihren Listen ter-
roristischer Organisationen. Mit erste-
rer haben Shimon Peres und Yitzhak Rabin 
das Osloer Abkommen unterzeichnet und 
dafür den Friedensnobelpreis erhalten. Mit 
letzterer verbindet den Staat Israel eine 
Sicherheitskooperation, da die Fatah die 
Autonomiebehörde und ihren repressiven 
Sicherheitsapparat trägt und dominiert – 
übrigens mit finanzieller Unterstützung aus 
dem westlichen Ausland.

Wenn die Fatah einen Polizeistaat im 
Westjordanland schafft, der nach innen 
der eigenen Machtabsicherung dient und 
für Israel die Funktion erfüllt, dass sich die 
Besetzten vor allem selbst überwachen 
und dabei den Expansionsinteressen des 
israelischen Staates nicht im Weg stehen, 
so spielt deren Status als Terrororganisa-
tion keine Rolle. Auch in den Geberlän-
dern stört sich niemand am herrschenden 
Prinzip divide and rule, denn wenig wird so 
hoch geschätzt wie Stabilität, besonders in 
dieser Region und besonders in dieser Zeit.

Mit Willkür zum Ziel
Mit der Unterzeichnung des aktuellen 
Dekrets durch den Militärgouverneur der 
West Bank am 3. November ist nun alles 
möglich: Den Betroffenen drohen willkürli-
che Inhaftierung, die Beschlagnahmung von 
Vermögenswerten der Organisationen und 
die dauerhafte Schließung ihrer Büros.

Wenn nun aus politischen Gründen die-
jenigen als Terroristen gebrandmarkt 
werden, deren Stimmen gegen Landraub 
und Siedlungspolitik genauso aufbegehren 
wie gegen die Unterdrückung durch die 
palästinensische Obrigkeit, dann verdie-
nen sie unsere Solidarität und den Schutz 
der EU und ihrer Mitgliedsstaaten. Ist die 
Frage, was in dieser Lage zu tun sei, wirk-
lich so schwer zu beantworten? Sollten 
europäische Regierungen denjenigen in 
der palästinensischen Zivilgesellschaft ver-
trauen, die ihre Arbeit tun und akribisch 
dokumentieren, oder dem Staat einen 
Vertrauensvorschuss zubilligen, dessen 
Vertreter:innen seit Jahren immer wieder 
unbewiesene Anschuldigungen erhoben, 
während sie unter aller Augen die Zwei-
Staaten-Regelung begruben und wieder-
holt öffentlich ausschlossen? Wenn diese 
Wahl tatsächlich so schwer fällt, sieht es 
für ein künftiges demokratisches Gemein-
wesen in Palästina noch einmal düsterer 
aus, als ohnehin schon. 

Riad Othman ist Nahost-Referent bei Medico Inter-
national. www.medico.de 
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